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Bericht der Bundesregierung zu den Entschließungen 
des Deutsdien Bundestages zum 
Verkehrsbericht 1970 
(Entschließungsbericht) 


I. 

Anlaß zu dem Entschließungsbericht 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundes- 
regierung vorgelegten Verkehrsbericht 1970 
eingehend beraten. Er hat in mehreren einstimmig 
verabschiedeten Entschließungen vom 28. April, 
18. Juni und 2. Dezember 1971 zu den Kapiteln I bis 
X des Dritten Abschnitts sowie zur Verbesserung 
der Unfallrettung Stellung genommen. In diesen 
Entschließungen wird die Bundesregierung ersucht, 
bis zum 30. Juni 1972 über die auf Grund dieser Ent- 
schließungen getroffenen Maßnahmen zu berichten, 
über das Unfallrettungswesen wird der Bericht erst 
zum 1. Oktober 1972 erwartet. 

Die Bundesregierung legt hiermit die Einzelberichte 
zusammengefaßt vor: 


IL 

Stellungnahmen zu den Entschließungen des 
Deutschen Bundestages zum Verkehrsbericht 1970 

Zu den Entschließungen des Deutschen Bundestages 
zum Verkehrsbericht 1970 nimmt die Bundesregie- 
rung wie folgt Stellung: 


1. Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
28. April 1971 zu den Kapiteln IX - Verkehrs- 
infrastruktur - und X - Verkehrs Verhältnisse der 
Gemeinden und Verdichtungsräume - des Dritten 
Abschnitts des Verkehrsberichts 1970 
(Drucksache VI/2054) 


Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) die Arbeiten an einer Bundesverkehrswege- 
planung in verstärktem Umfange fortzusetzen; 

Stellungnahme 

Auf der Grundlage der bereits im Verkehrsbericht 
1970 (vgl. Textziffer 155) dargestellten Ziele wurden 


die Arbeiten an der Bundesverkehrswegeplanung 
weitergeführt. In einer ersten Planungsstufe ist die 
Koordinierung der verschiedenen Planungen von 
Eisenbahn, Straße, Wasserstraße und Luftverkehr 
unter Berücksichtigung der Rohrleitungen vorge- 
sehen. In weiteren Arbeitsschritten wird danach die 
Integration aller Pläne zu einem umfassenden Bun- 
desverkehrswegeplan angestrebt; die notwendigen 
Vorarbeiten für diese Phase sind angelaufen. Dabei 
werden auch die Ziele und Erfordernisse der Raum- 
ordnung sowie die Belange des Umweltschutzes und 
der Strukturpolitik zugrunde gelegt. Das gilt ins- 
besondere für das Bundesraumordnungsprogramm, 
das zur Zeit aufgestellt wird. 

Die Koordinierung setzt die Aufstellung vergleich- 
barer langfristiger Pläne für alle Verkehrszweige 
voraus. 

— Für die Straße wird zunächst vom Ausbauplan 
für die Bundesfernstraßen für die Jahre 1971 bis 
1985 ausgegangen. 

— Für die Schiene wird bei diesen Arbeiten zu- 
nächst das von der Deutschen Bundesbahn für ihr 
Netz aufgestellte Ausbauprogramm zugrunde 
gelegt. 

— Für die Luftfahrt und die Wasserstraßen ist die 
Aufstellung von Plänen auf der Basis einheit- 
licher Grundlagen eingeleitet worden. 

Voraussetzung für die koordinierten Planungen sind 
Vorausschätzungen der Verkehrsnachfrage, die in 
Zusammenarbeit mit wissenschaftlichen Forschungs- 
instituten einheitlich für alle Verkehrszweige erar- 
beitet worden sind. Es handelt sich dabei um auf das 
Jahr 1985 bezogene Prognosen sowohl des Ver- 
kehrsaufkommens und der Verkehrsverflechtung im 
Güterverkehr als auch des Personenverkehrs. 

Um eine Übersicht über die in den einzelnen Ver- 
kehrszweigen gebräuchlichen Berechnungsmetho- 
den zur Feststellung der Kapazität zu gewinnen, 
wurde eine vergleichende Bestandsaufnahme durch- 
geführt Dabei wird unter Kapazität die Zahl von 
Betriebseinheiten (z. B.: Personenkraftwagen) ver- 
standen, die einen definierten Querschnitt eines 
Verkehrsweges innerhalb eines festgelegten Bezugs- 
zeitraumes passieren können. Die ermittelten Kapa- 
zitäten der Verkehrswege werden zusammen mit zu- 
künftigen Streckenbelastungen auf Grund der Nach- 
frageentwicklung Grundlagen für langfristige Aus- 
bauerfordernisse vermitteln. 
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Für die längerfristigen Ausbaupläne aller Verkehrs- 
zweige wird auf der Grundlage des jeweiligen Er- 
kenntnisstandes auch der notwendige Finanzbedarf 
ausgewiesen. Der Bedarf wird den in der betreffen- 
den Zeitspanne voraussichtlich verfügbaren Finanz- 
mitteln gegenübergestellt, um an Hand des Ergeb- 
nisses eine Feststellung darüber treffen zu können, 
ob und gegebenenfalls in welcher Weise die Finan- 
zierung zu ändern und/oder zu verstärken ist. Bei 
der Beurteilung der in diesem Zusammenhang auf- 
geworfenen Fragen wird in Anbetracht der knappen 
Mittel insbesondere der Bildung von Prioritäten be- 
züglich der Investitionen in die verschiedenen Ver- 
kehrswege entscheidende Bedeutung zukommen 
müssen. 

Die Aufstellung der langfristigen Pläne wird er- 
gänzt durch Untersuchungen über bestimmte Einzel- 
probleme. Neben der Abstimmung aller Planungen 
auf einheitliche Planungsziele, Nachfrageprognosen 
und vergleichbare Kapazitätsmaße werden auch In- 
vestitionsvorhaben für neue Verkehrstechnologien 
eingehend geprüft. Zugleich werden für geeignete 
Maßnahmen von erheblicher finanzieller Tragweite 
Kosten-Nutzen-Untersuchungen angestellt. 

Die folgenden, zum Teil bereits vorliegenden 
Arbeiten 

— Wasserstraßenanschluß für das Saarland - 
Kosten-Nutzen- Analyse, 

— Untersuchung zur Beurteilung von Investitionen 
im Fernreiseverkehr der Deutschen Bundesbahn 
und im Luftverkehr der Bundesrepublik Deutsch- 
land bis 1980 auf der Grundlage der Kosten- 
Nutzen- Analyse, 

— Untersuchung über den künftigen Ausbau eines 
Netzes für Mineralölproduktenleitungen in der 
Bundesrepublik Deutschland auf der Grundlage 
einer Prognose der Nachfrage nach Mineralöl- 
produkten bis 1985 und eines Kosten-Nutzen- 
Vergleiches zwischen einzelnen Verkehrsmitteln, 

— Studie über ein Hochleistungsschnellverkehrs- 
system, 

— eingehende Untersuchung der vorliegenden Aus- 
bauplanungen für die Verkehrswege in den 
Regionen (Korridoren) 

Köln - Frankfurt, 

Hannover - Kassel - Gemünden (Main) 

(jeweils unter Einschluß des Eisenbahn- 
streckenabschnitts Aschaffenburg - Würz- 
burg), 

Mannheim - Stuttgart 

haben den Zweck, Entscheidungshilfen dafür zu 
schaffen, welche Ausbaumaßnahmen - mit dem 
Ziel einer gesamtwirtschaftlich sinnvollen Ver- 
kehrsbedienung - vorrangig aufgegriffen werden 
sollen und welche weniger notwendig sind. 

Einen ersten Bericht über den Stand der Arbeiten für 
eine Bundesverkehrswegeplanung (Koordinierungs- 


phase) wird die Bundesregierung im Sommer 1973 
dem Parlament vorlegen. 


b) im Laufe des Jahres 1971 dem Deutschen 
Bundestag Vorschläge darüber zuzuleiten, ob 
und wie eine Umstrukturierung der steuer- 
lichen Belastung für Kraftfahrzeuge möglich 
ist; 

Stellungnahme 

1. Besteuerung der Nutzfahr zeuge 

Das von der Bundesregierung im Oktober 1971 vor- 
gelegte und am 1. März bzw. 1. April 1972 in Kraft 
getretene Gesetz über die weitere Finanzierung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der V erkehrsv erhält- 
nisse der Gemeinden und des Bundesfernstraßen- 
baus (Verkehrsfinanzgesetz 1971) hat unter anderem 
auch zu einer Umgestaltung und Erhöhung der 
Kraftfahrzeugsteuer für Nutzfahrzeuge mit mehr als 
sieben Tonnen Gesamtgewicht geführt. 

Die Struktur der Nutzfahrzeugbesteuerung wurde in 
Richtung der Vorstellungen der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften weiterentwickelt. Dies 
wurde zum einen durch die Aufnahme unterschied- 
licher Steuersätze für Fahrzeuge mit bis zu zwei 
Achsen und für Fahrzeuge mit mehr als zwei Achsen 
erreicht. Die gleichzeitig vorgenommene Erhöhung 
der Steuersätze soll zum anderen - neben einer Ver- 
besserung der Finanzlage der Länder - der Anglei- 
chung der Wettbewerbsbedingungen im Bereich der 
Anlastung der Wegekosten dienen. 

Der Steuertarif wurde in seiner neuen Ausgestal- 
tung bei der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften konsultiert; diese hat bestätigt, daß sich der 
Entwurf in die von der Kommission angestrebte Ent- 
wicklung einfügt. Eine endgültige Regelung im 
Sinne der genannten Vorschläge kann erst im Rah- 
men einer späteren gemeinsamen europäischen 
Regelung gefunden werden. 

Darüber hinaus sieht das Gesetz einige weitere, 
verkehrspolitisch wichtige Regelungen vor: 

— Der kombinierte Verkehr, insbesondere der 
Huckepackverkehr mit Straßenfahrzeugen auf 
der Eisenbahn, wird durch besondere Steuer- 
vergünstigungen gefördert. 

— Die Entwicklung umweltfreundlicher Elektrofahr- 
zeuge wird dadurch begünstigt, daß bei der Be- 
rechnung der Kraftfahrzeugsteuer für elektrisch 
betriebene Fahrzeuge nur das halbe Fahrzeug- 
gewicht als Steuerbemessungsgrundlage zu- 
grunde gelegt wird. 

— Einige nicht mehr gerechtfertigte Steuerbegünsti- 
V gungen für Nutzfahrzeuge wurden im Vorgriff auf 

die Steuerreform beseitigt (Sattelauflieger, Bau- 
stellenfahrzeuge) oder reduziert (überschwere 
Anhänger). 
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2, Besteuerung der Personenkraftwagen 

In einem Beschluß des Bundeskabinetts vom 28729. 
Oktober 1971, in dem bestimmte Eckwerte für ver- 
schiedene Steuerreformgesetze festgelegt worden 
sind, wurde unter anderem auch vorgesehen, die 
Hubraumsteuer durch eine an die PS-Zahl anknüp- 
fende Steuer mit vier Steuerklassen zu ersetzen. 

Auf dieser Grundlage wurde ein Referentenentwurf 
erstellt, der folgende Steuersätze vorsieht: 

90 DM für Fahrzeuge bis 19 kW (bis 26 PS), 

168 DM für Fahrzeuge von 20 bis 39 kW (bis 53 PS), 
246 DM für Fahrzeuge von 40 bis 79 kW (bis 107 PS), 
462 DM für Fahrzeuge ab 80 kW (ab 108 PS). 

Die Verwendung von kW anstelle von PS ist not- 
wendig, weil nach dem Gesetz über Einheiten im 
Meßwesen die Bezeichnung PS nur noch für eine 
Übergangsfrist zulässig ist. 

Der Steuersatz von 90 DM wurde nur für fünf Jahre 
vorgesehen, um für kleinere Fahrzeuge eine Über- 
gangszeit zur Umstellung auf die höhere Steuer ein- 
zuräumen. Aus verkehrspolitischen Gründen muß 
diese Steuerstufe dann entfallen, weil gerade diese 
kleinen Fahrzeuge wegen des geringen Beschleuni- 
gungsvermögens, der Störung des Verkehrsflusses 
und des mangelnden Insassenschutzes beim Aufprall 
aus Gründen der Verkehrssicherheit negativ beur- 
teilt werden müssen. 

Der Gesetzentwurf wurde mit den Bundesländern, 
denen die Verwaltung dieser Steuer obliegt und das 
Aufkommen aus ihr zusteht, erörtert. Außerdem 
wurden die in Betracht kommenden Verbände der 
Wirtschaft, des Verkehrs, der Steuerzahler und die 
Arbeitnehmerorganisationen gehört. 

Die Konferenz der Landesfinanzminister hat sich - 
ebenso wie die meisten Verbände - gegen die vor- 
gesehene Einführung von vier Steuerklassen ge- 
wandt und einen einheitlichen Steuersatz, verbun- 
den mit einer teilweisen Umlegung der Kraftfahr- 
zeugsteuer für Personenkraftwagen auf die Mineral- 
ölsteuer, gefordert. 

Die Bundesregierung prüft diese Vorschläge. Die 
Überlegungen sind wegen der zahlreichen und 
schwierigen damit verbundenen Probleme noch nicht 
abgeschlossen. 

Die Bundesregierung wird nach Abschluß dieser Prü- 
fung einen Gesetzentwurf vorlegen. 


c) dem Deutschen Bundestag einen Bericht über 
die Auswirkungen von Spikes auf den Stra- 
ßenbelag vorzulegen, wobei - gegebenenfalls 
auch regional - die notwendigen Folgerungen 
zu ziehen sind. 

Stellungnahme 

Mit zunehmendem Anteil spikesbereifter Fahrzeuge 
im winterlichen Straßenverkehr wurde deutlich, daß 


die Verwendung dieser Reifen für den Bestand der 
Straßen und für die Verkehrssicherheit Probleme 
aufwirft, deren volles Ausmaß ursprünglich nicht ab- 
zusehen war. 

Die Fahrbahnen des vorhandenen Straßennetzes be- 
stehen aus Baustoffen, die den erst seit wenigen 
Jahren bekannten Spikes in nur ungenügendem 
Maße gewachsen sind. Der daraus resultierende er- 
höhte Verschleiß der Straßendecken bewirkt, daß 
deren Lebensdauer erheblich verkürzt wird. Die Ge- 
samtkosten der ausschließlich durch Spikesreifen 
verursachten Straßenschäden belaufen sich auf etwa 
400 Millionen DM pro Jahr. 

Das Ausmaß der Schäden hängt von der Anzahl der 
Überrollungen und vom Bewegungszustand der 
Fahrzeuge mit Spikesreifen ab. Von besonderer Be- 
deutung ist in diesem Zusammenhang die Fahrzeug- 
geschwindigkeit. Untersuchungen haben ergeben, 
daß der Verschleiß progressiv, und zwar bis zum 
Quadrat der Geschwindigkeit, anwächst. 

Diese Straßenschäden beeinträchtigen die Verkehrs- 
sicherheit aller Verkehrsteilnehmer das ganze Jahr 
hindurch. Zu nennen sind: erhöhte Aquaplaning- 
Gefahr durch Wasseransammlungen in durch Spikes 
verursachten Spurrillen, mangelhafte oder fehlende 
optische Verkehrsführung durch abgefahrene Mar- 
kierungen und verschmutzte Leiteinrichtungen so- 
wie Beeinträchtigung des Verkehrsablaufes und Er- 
höhung der Unfallgefahren durch vermehrte Fahr- 
bahnreparaturstellen. 

Dem Vorteil der besseren Spurführung und des kür- 
zeren Bremsweges auf vereisten Straßen, die Spikes- 
reifen dem einzelnen, damit ausgerüsteten Fahrzeug 
geben, steht demnach eine Reihe von Nachteilen 
gegenüber. Dieser Umstand gewinnt an Bedeutung, 
wenn man bedenkt, daß nach in- und ausländischen 
Untersuchungen allenfalls für einen Bruchteil des 
Benutzungszeitraumes für Spikesreifen auf den Stra- 
ßen ein Fahrbahnzustand vorhanden ist, der die Ver- 
wendung dieser Reifen aus Gründen der Verkehrs- 
sicherheit rechtfertigt. 

Angesichts dieser Situation war eine weitergehende 
Einschränkung der Verwendung von Spikesreifen 
dringend angezeigt. Dem trug die 19. Ausnahmever- 
ordnung zur Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
vom 15. September 1971 dadurch Rechnung, daß der 
Benutzungszeitraum für Spikesreifen auf die Zeit 
vom 15. November bis zum 15. Marz begrenzt 
wurde. Außerdem wurden für Fahrzeuge mit Spikes- 
reifen eine Beschränkung der Höchstgeschwindigkeit 
auf 100 km/h sowie eine Kennzeichnungspflicht durch 
ein Geschwindigkeitsschild an der Rückseite der 
Fahrzeuge eingeführt. 

Die getroffenen Maßnahmen waren mit Frankreich 
und der Schweiz abgestimmt worden. Diese Länder 
haben entsprechende Verordnungen erlassen, wobei 
in Frankreich bereits im Winter 1970/71 eine ähn- 
liche Regelung bestanden hat. Italien und Luxem- 
burg schlossen sich diesem Vorgehen weitgehend 
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an. Inzwischen sind die Grundlagen für eine noch 
größere Vereinheitlichung zwischen den sechs EWG- 
Ländern und der Schweiz erarbeitet worden. 

Unmittelbar vor dem 15. März 1972 setzte in wei- 
ten Teilen des Bundesgebietes noch einmal winter- 
liche Witterung ein. Deshalb wurde durch die 
20. Ausnahmeverordnung vom 13. März 1972 der 
Benutzungszeitraum bis zum 10. April 1972 (Ein- 
beziehung der Osterferien) verlängert. Davon unab- 
hängig hatten die höheren Verwaltungsbehörden 
der Länder (Regierungspräsidenten) bereits vorher 
die Möglichkeit, in Einzelfällen Ausnahmegenehmi- | 
gungen zu erteilen. ■ 

Ein umfassender Erfahrungsbericht über die Aus- 
wirkungen der im Winter 1971/72 getroffenen ad- 
ministrativen Maßnahmen auf den Straßenver- 
schleiß und die Verkehrssicherheit kann derzeit noch 
nicht gegeben werden. Für eine endgültige Beur- 
teilung stehen die Schlußergebnisse Wissenschaft- | 
lieber Untersuchungen noch aus. Schon jetzt können 
aber folgende Feststellungen getroffen werden: 

— Die Benutzung von Spikesreifen hat gegenüber 
dem Vorwinter nicht mehr zugenommen. Die 
Fahrer neigten vermutlich wegen der Geschwin- 
digkeitsbegrenzung leichter zum Reifenwechsel. 
Auf mehrspurigen Fahrbahnen benutzten sie 
häufiger die rechten Fahrspuren als die Über- 
holspuren. Trotz etwa gleichgebliebenem Anteil 
spikesbereifter Fahrzeuge im Verkehr war der 
Verkauf von Spikesreifen stark rückläufig. Es ist 
daher damit zu rechnen, daß sich die einschrän- 
kenden Maßnahmen erst in den kommenden 
Jahren stärker auswirken werden. 

— Nach den bisher vorliegenden Meldungen ent- | 
spricht das Ausmaß des durch Spikesreifen her- 
vorgerufenen Straßenabriebs im letzten Winter 
in etwa dem des Winters 1970/71. Auf den mehr- 
spurigen Fahrbahnen tritt jedoch deutlich eine 
Verlagerung von der Überholspur auf die rechte 
Fahrspur auf. Mittlerweile hat der Verschleiß 
auf stark belasteten Straßen einen solchen Um- 
fang angenommen, daß dringend Instandset- 
zungsarbeiten aus Gründen der Substanzerhal- 
tung und Wiederherstellung der Verkehrssicher- 
heit erforderlich werden. 

Infolge der aufgezeigten Entwicklung richten sich die 
Anstrengungen der Straßenbauforschung und -praxis 
verstärkt auf das Ziel, die bisherigen Bauweisen 
widerstandsfähiger gegen den Spikesangriff zu 
machen. Daneben wurden von der Bauindustrie ver- 
schiedene Sonderbeläge entwickelt. Die Erprobung 
ist noch in vollem Gange. Die bautechnischen Maß- 
nahmen, die zu dichten und damit verschleißfesteren 
Decken führen, entsprechen in vielfacher Hinsicht 
noch nicht den Anforderungen der Griffigkeit und 
damit der Verkehrssicherheit sowie der Wirtschaft- 
lichkeit. Außerdem können bei einem Gesamtstra- 
ßennetz von rund 420 000 Kilometern neuere Er- 
kenntnisse nur sehr langfristig in die Praxis um- 
gesetzt werden. 


Wesentlich wirkungsvoller dürften die Möglich- 
keiten der Spikes- und Reifenindustrie sein, durch 
konstruktive Änderungen am derzeitigen Spikes- 
reifen zu einer Verschleißminderung an den Straßen 
zu kommen. Die Industrie unternimmt gegenwärtig 
erhebliche Anstrengungen, weniger straßenschädi- 
gende Spikesreifen zu entwickeln. So geht der Trend 
bei Spikesreifen eindeutig vom Diagonal- zum Ra- 
dialreifen. Die Bemühungen der Industrie um die 
Entwicklung nachsetzbarer Spikes, bei denen unab- 
hängig von der Fahrweise ein gleichbleibender 
Spikesüberstand gewährleistet wird, sind noch nicht 
zum Abschluß gekommen. Solange aber nicht der 
Nachweis erbracht ist, daß die in Prüfständen er- 
zielte Verschleißminderung auch auf der Straße zu 
erwarten ist, muß auch in Zukunft durch admini- 
strative Maßnahmen der Gebrauch von Spikesreifen 
so weit wie möglich eingeschränkt werden. 


2. Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
18. Juni 1971 zu den Kapiteln I - Eisenbahnen - 
und VI - Kombinierter Verkehr - des Dritten 
Abschnitts des Verkehrsberichts 1970 
(Drucksache VI/2279) 


Die Bundesregierung wird ersudit, 

a) alsbald einen Gesetzentwurf zur Änderung 
des Bundesbahngesetzes vorzulegen, der ins- 
besondere folgende Neuregelungen zum 
Inhalt hat: 

— Die Einführung einer gesetzlichen Rege- 
lung, wonach die Genehmigung des Bun- 
desministers für Verkehr für die vom Ver- 
waltungsrat der Bundesbahn beschlosse- 
nen Tarifänderungen unter bestimmten 
Voraussetzungen (Einhaltung einer Marge) 
als erteilt gilt; 

— eine größere Selbständigkeit und Unab- 
hängigkeit des Vorstandes der Deutschen 
Bundesbahn in der Unternehmensführung 
unter Einschränkung der Genehmigungs- 
vorbehalte des Bundesministers für Ver- 
kehr und der Mitwirkungsrechte der 
Länder; 

— eine Reform des § 28 a des Bundesbahn- 
gesetzes über den Ausgleich politischer 
und gemeinwirtschaftlicher Lasten unter 
Berücksichtigung der entsprechenden EWG- 
Bestimmungen; 


Stellungnahme 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das 
seit über zwei Jahrzehnten geltende Bundesbahn- 
gesetz einer grundlegenden Reform unterzogen wer- 
den sollte. In diesem Zeitabschnitt haben sich wich- 
tige technische und wirtschaftliche Voraussetzungen 
für die Tätigkeit der Deutschen Bundesbahn gewan- 
delt. Die Beratungen zum Postverfassungsgesetz 
haben zudem neue Erkenntnisse vermittelt, die auch 


5 



Drudcsadie VI/ 3620 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


in die Überlegungen für eine neue Unternehmens- 
Verfassung der Bundesbahn einbezogen werden soll- 
ten. Wegen der Vielzahl der mit einer grundlegen- 
den Reform des Bundesbahngesetzes verbundenen 
Probleme sind längere Vorbereitungsarbeiten erfor- 
derlich, die aber so rechtzeitig abgeschlossen werden 
sollen, daß den gesetzgebenden Körperschaften in 
der nächsten Legislaturperiode alsbald ein entspre- 
chender Gesetzentwurf zugeleitet werden kann. 

Zu den drei besonders angesprochenen Einzelrege- 
lungen ist folgendes zu sagen: 

— Bereits im Dezember 1970 hat der Bundesmini- 
ster für Verkehr der Deutschen Bundesbahn auf 
ihren Antrag hin genehmigt, ab 1. Februar 1971 
ihre Tarife im Güter-, Personen-, Gepäck- und 
Expreßgutverkehr innerhalb eines Rahmens von 
20 Prozent selbständig fortzubilden. Damit sollte 
die kaufmännische Selbständigkeit und Beweg- 
lichkeit der Deutschen Bundesbahn und ihrer 
Organe gestärkt werden. Die Erfahrungen haben 
gezeigt, daß hier der richtige Weg eingeschlagen 
worden ist. Die Deutsche Bundesbahn hat von 
der ihr mit der Rahmengenehmigung für ihre 
Preisgestaltung gewährten Flexibilität Gebrauch 
gemacht und konnte sich so der Kostenentwick- 
lung und den Veränderungen der Wettbewerbs- 
lage wirkungsvoller als in vergangenen Jahren 
anpassen. Ohne eine solche Rahmengenehmigung 
hätte sie allein im Güterverkehr rund 500, im 
Personenverkehr rund 80 Einzelanträge auf Ge- 
nehmigung von Tarifänderungen stellen müssen. 

Entsprechend dem Antrag der Deutschen Bundes- 
bahn wurde dieses Verfahren über den 1. Februar 
1972 hinaus verlängert. 

Die bei der Handhabung der Rahmengenehmi- 
gung gewonnenen Erfahrungen sollen Grundlage 
für eine Neuregelung der Vorschriften im Bun- 
desbahngesetz über die Preisbildung der Deut- 
schen Bundesbahn sein. 

— Einen der Schwerpunkte der Reform des Bundes- 
bahngesetzes sieht die Bundesregierung in einer 
schärferen Abgrenzung der Verantwortlichkeiten 
zwischen dem Bund und den Organen der Deut- 
schen Bundesbahn. In diesem Zusammenhang 
wird insbesondere auch zu prüfen sein, ob und 
gegebenenfalls in welchem Umfang die Verant- 
wortlichkeiten nach kommerziellen und gemein- 
wirtschaftlichen Aufgaben unterschiedlich abge- 
grenzt werden können und sollen. Dabei wären 
im gemeinwirtschaftlichen Bereich, zu dem nach 
heutigen Erkenntnissen der Personennahverkehr 
gehört, die Rechte und Pflichten des Bundes 
zu verstärken. Im kommerziellen Aufgaben- 
bereich würde dagegen dem Vorstand der Deut- 
schen Bundesbahn größere Selbständigkeit und 
Verantwortlichkeit eingeräumt werden. In die- 
sem Zusammenhang sind zahlreiche Einzelfragen 
mit großer Tragweite für die künftige Aus- 
gestaltung des Unternehmens zu prüfen. 

— In die grundlegende Reform des Bundesbahn- 
gesetzes wird auch die Ausgleichsregelung des 


§ 28 a einbezogen werden. Die Bundesregierung 
wird dabei die entsprechenden Bestimmungen 
des EWG-Rechts berücksichtigen. 


b) alsbald Maßnahmen zur Bereinigung der 
Kapitalstruktur der Deutschen Bundesbahn zu 
treffen; 


Stellungnahme 

Die Frage der Kapitalstruktur der Deutschen Bun- 
desbahn kann nicht isoliert, sondern muß im Zu- 
sammenhang mit den Überlegungen für eine länger- 
fristige Konzeption für das Unternehmen Bundes- 
bahn beurteilt werden. Das gilt nicht zuletzt wegen 
der damit verbundenen Auswirkungen auf den 
Bundeshaushalt. 


c) die Befreiung der im Huckepackverkehr ein- 
gesetzten Kraftfahrzeuge von der Kraftfahr- 
zeugsteuer ins Auge zu fassen; 


Stellungnahme 

Die Bundesregierung hat diesem Anliegen des 
Deutschen Bundestages im Verkehrsfinanzgesetz 
1971 Rechnung getragen. Das Gesetz begünstigt ab 
1. März 1972 den kombinierten Güterverkehr in 
zweifacher Hinsicht: 

— Von der Kraftfahrzeugsteuer befreit werden die 
Fahrzeuge, mit denen ausschließlich Behälter 
(Container) mit einem Rauminhalt von fünf 
Kubikmetern und mehr sowie Wechselaufbauten 
zugestellt oder abgeholt werden, die im Vor- 
oder Nachlauf mit der Eisenbahn oder einem 
Binnenschiff befördert worden sind oder beför- 
dert werden. 

Die Befreiung von der Kraftfahrzeugsteuer soll 
einen zusätzlichen Anreiz zum vermehrten Ein- 
satz von Fahrzeugen im kombinierten Verkehr 
geben. 

— Die Kraftfahrzeugsteuer wird auf Antrag er- 
stattet für Fahrzeuge, die unter bestimmten Vor- 
aussetzungen im Huckepackverkehr mit der 
Eisenbahn befördert worden sind. Diese liegen 
vor, wenn das Fahrzeug innerhalb von zwölf 
Monaten, gerechnet vom Beginn eines Entrich- 
tungszeitraums, mehr als 124 Fahrten beladen 
oder leer auf einem Teil der jeweils zurück- 
gelegten Strecke im Huckepackverkehr mit der 
Eisenbahn befördert worden ist. War die mit der 
Eisenbahn zurückgelegte Strecke länger als 520 
Kilometer, so zählt diese Fahrt bei der Berech- 
nung anderthalbfach. 

Die Bundesregierung hat in diesem Fall die Form 
der Steuererstattung gewählt, weil die Kraftfahr- 
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zeugsteuer im voraus zu entrichten ist und regel- 
mäßig nicht vorauszusehen ist, in welchem Um- 
fang ein Kraftfahrzeug oder ein Kraftfahrzeug- 
anhänger im Huckepackverkehr verwendet wird. 

Die Bundesregierung prüft ferner im Rahmen der 
Reform der Kraftfahrzeugsteuer, ob und in wel- 
chem Umfang eine Änderung der Anhänger- 
besteuerung vorgenommen werden kann. 


d) . . . Dieser Bericht soll auch Ausführungen 
enthalten über die Ertragslage der Deutschen 
Bundesbahn, über die voraussichtliche finan- 
zielle Entwicklung bis 1975 und über die zur 
Sanierung der Bundesbahn im einzelnen bis 
1975 vorgesehenen Maßnahmen (insbesondere 
Einsatz von Bundesmitteln, Übernahme der 
Schuldenlast und Auswirkungen auf den Bun- 
deshaushalt). 


Stellungnahme 

Die Bundesregierung hat in ihrem Verkehrsbericht 
1970 festgestellt: „Unser Verkehr ist ohne Eisen- 
bahn nicht denkbar. Wirtschaft und Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland bedürfen ihrer auch 
künftig, um mit einem in jeder Lage leistungsfähi- 
gen Verkehrsmittel ihre Versorgung sicherstellen zu 
können.'' 

Die Bundesregierung hält an dieser These fest. 
Daran ändert auch nichts die derzeitige Ertragslage 
des Unternehmens Deutsche Bundesbahn. 

Nach einer Phase der Konsolidierung in den Jahren 
1968 bis 1970 ist der Verlust 1971 sprunghaft auf 
rund 2,5 Milliarden DM angestiegen. Die Entwick- 
lung 1971 war gekennzeichnet durch eine rückläufige 
Bewegung des Güterverkehrsaufkommens ( — 8 Pro- 
zent in Tariftonnenkilometern) bei verstärkten An- 
stiegstendenzen der Kosten, insbesondere der Per- 
sonalkosten (+ rund 1,8 Milliarden DM, das sind 
+ 17,7 Prozent). Die Verschlechterung der Ertrags- 
lage ist trotz Tariferhöhungen im Güterverkehr um 
bis zu 20 Prozent und im Personenverkehr um 12 
Prozent eingetreten. 

Wie sich aus den nachstehenden Daten ergibt, hat 
nicht zuletzt das 1968 angelaufene Verkehrspoli- 
tische Programm der Bundesregierung für die Jahre 
1968 bis 1972 den Negativtrend bei der Deutschen 
Bundesbahn abgeschwächt: 

1. Leistungen 

a) Personenverkehr (gemessen in Personen- 
kilometern) 

1960 bis 1967 von 41,7 Mrd. 

auf 39,0 Mrd. = — 6,5 Vo 

1967 bis 1971 von 39,0 Mrd. 

auf 45,2 Mrd. = +15,9Vo 


b) Güterverkehr (gemessen in Tariftonnen- 
kilometern) 

1960 bis 1967 von 57,4 Mrd. 

auf 58,7 Mrd. + 2,3 Vo 

1967 bis 1971 von 58,7 Mrd. 

auf 69,5 Mrd. == +18,4Vo 

c) Produktivität des Personals (gemessen in 

Wagenachskilometern pro Person) 

1960 bis 1967 von 45 300 

auf 51 500 = +12,6Vo 

1967 bis 1971 von 51 500 

auf 62 800 = +21,9 Vo 

2. Ertragszuwachs auf Grund der Leistungssteige- 
rungen und Tariferhöhungen 

a) Personenverkehr 

1960 bis 1967 von 2 369 Mio DM 
auf 2 803 Mio DM 
= + 434 Mio DM ( + 18,3Vo) 

1967 bis 1971 von 2 803 Mio DM 
auf 3 535 Mio DM 
= + 732 Mio DM ( + 21,1 Vo) 

b) Güterverkehr 

1960 bis 1967 von 4 647 Mio DM 
auf 4 691 Mio DM 
= + 44 Mio DM (+ 0,9 Vo) 

1967 bis 1971 von 4 691 Mio DM 
auf 6 820 Mio DM 
= +2 129 Mio DM ( + 45,4 +o) 

Gegenläufig haben sich ausgewirkt: 

1. Personalausgaben 

Die Personalausgaben stiegen 

1960 bis 1967 von 5 232 Mio DM 
auf 7 886 Mio DM 
= +2 654 Mio DM 

1967 bis 1971 von 7 886 Mio DM 
auf 12 000 Mio DM 
= +4 114 Mio DM 

1960 bis 1971 um +6 768 Mio DM (+129^/0), 

obwohl sich in der gleichen Zeit der Personal- 
bestand an Dienstkräften im Jahresdurchschnitt 
von 483 225 um 80 416 auf 402 809 Personen, 
das sind 16,6 Prozent, vermindert hat. 

2. Zinsen 

Bei einem Anstieg der Verschuldung 
vor! 6,2 Milliarden DM im Jahre 1960 auf 16,1 
Milliarden DM im Jahre 1971 
hat der Zinsaufwand von 1960 bis 1971 von 376 
Millionen DM auf 1 005 Millionen DM zuge- 
nommen. 
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Im Jahre 1972 hat die Deutsche Bundesbahn wieder- 
um allein Personalmehrkosten von rund 1,2 Milliar- 
den DM zu verkraften. Bei Mehrerträgen aus Tarif- 
maßnahmen sowie aus leichtem Verkehrszuwachs 
und um 1,2 Milliarden DM gestiegenen Abgeltungs- 
leistungen des Bundes nach dem EWG-Recht wird 
der Verlust 1972 aus heutiger Sicht die Höhe des 
Vorjahresverlustes voraussichtlich nicht übersteigen. 

Die finanzielle Lage der Deutschen Bundesbahn in 
den Jahren 1973 bis 1975 wird wie in der Vergan- 
genheit entscheidend bestimmt sein von der Ent- 
wicklung der Personalausgaben. Vorgegeben ist be- 
reits heute eine Arbeitszeitverkürzung im Jahre 

1974 um wöchentlich 2 Stunden. Dies bedeutet eine 
Bindung von etwa 16 000 Personen. Nicht bekannt 
ist das Ausmaß der zu erwartenden Lohn- und Ge- 
haltserhöhung (1 Prozent ergibt ca. 130 Millionen 
DM im Jahre 1973). Die Jahresergebnisse 1973 bis 

1975 werden im wesentlichen davon abhangen, in- 
wieweit es der Deutschen Bundesbahn gelingen 
wird, die Kostensteigerungen durch Preismaßnah- 
men und interne Rationalisierung (einschließlich 
Organisationsreform) sowie durch flankierende Ab- 
geltungsleistungen des Bundes aufzufangen. 

Wegen der vorgenannten Unwägbarkeiten sowohl 
auf der Aufwands- als auch auf der Ertragsseite kön- 
nen die Auswirkungen auf den Bundeshaushalt noch 
nicht aussagekräftig quantifiziert werden. Die Bun- 
desregierung wird im Rahmen ihrer mehrjährigen 
Finanzplanung 1972 bis 1976 Vorsorge treffen, daß 
die Deutsche Bundesbahn ihre eingangs erwähnten 
gesellschafts- und sozialpolitischen Aufgaben in vol- 
lem Umfange erfüllen kann. Die Bundesregierung 
möchte jedoch keinen Zweifel daran lassen, daß 
diese Aufgaben ihren fiskalpolitischen Preis fordern. 


3. Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
18. Juni 1971 zu den Kapiteln II - Straßenver- 
kehrswirtschaft VII - Angleichung der Wett- 
bewerbsbedingungen ~ Wegekosten - und VIII - 
Tarif Politik ~ des Dritten Abschnitts des Ver- 
kehrsberichts 1970 
(Drucksache VI/2280) 


Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) alsbald einen Gesetzentwurf zur Änderung 
des Güterkraftverkehrsgesetzes vorzulegen, 
der insbesondere folgende Neuregelungen 
zum Inhalt hat: 

— im Güterfernverkehr die Einführung der 
an ein bestimmtes Fahrzeug nicht gebun- 
denen Genehmigungen (Inhabergenehmi- 
gungen) unter Verzicht auf sogenannte 
Tonnagekonzessionen ; 

— im Werkfernverkehr die Einführung eines 
Lizenzierungsverfahrens mit der Möglich- 


keit der Ablehnung einer Lizenz an Stelle 
der am 31. Dezember 1971 auslaufenden 
Straßengüterverkehrsteuer ; 

Stellungnahme 

Das auf Grund eines von der Bundesregierung vor- 
gelegten Entwurfs am 31. Dezember 1971 in Kraft 
getretene Zweite Gesetz zur Änderung des Güter- 
kraftverkehrsgesetzes vom 24. Dezember 1971 
(BGBL I S. 2149) trägt den Anregungen des Deut- 
schen Bundestages und der neuen Wettbewerbs- 
situation zwischen den Verkehrsträgern nach dem 
Auslaufen der Straßengüterverkehrsteuer Rechnung. 
Es sieht im wesentlichen sogenannte Inhabergeneh- 
migungen für den gewerblichen Güterfernverkehr 
und ein Lizenzierungsverfahren für den Werkfern- 
verkehr vor. 

Ab 1. Januar 1973 wird an Stelle der an ein be- 
stimmtes Fahrzeug gebundenen Genehmigung die 
Inhabergenehmigung eingeführt. Auf diese Weise 
erhält der Unternehmer des gewerblichen Güterfern- 
verkehrs die Möglichkeit, das für den einzelnen 
Transport am besten geeignete Fahrzeug seiner 
Wahl einzusetzen. Er kann sich dadurch besser auf 
die individuellen Bedürfnisse der verladenden Wirt- 
schaft einstellen. 

Seit dem 1. Januar 1972 kann Werkfernverkehr nur 
dann betrieben werden, wenn dem Unternehmen für 
das betreffende Kraftfahrzeug eine Beförderungs- 
bescheinigung erteilt ist. Die Erteilung der Lizenz 
kann von der Bundesanstalt für den Güterfernver- 
kehr (BAG) versagt werden, wenn ein offensicht- 
liches Mißverhältnis zwischen der Nutzlast des für 
den Werkfernverkehr vorgesehenen Fahrzeugs und 
dem Transportbedarf besteht. Die Lizenz kann 
außerdem versagt werden, wenn ein annehmbares 
Beförderungsangebot der Deutschen Bundesbahn 
oder einer nichtbundeseigenen Eisenbahn für die in 
Frage kommenden Transporte vorliegt. Zur Entschei- 
dung hierüber ist ein Marktgespräch vorgesehen, in 
dem die Deutsche Bundesbahn oder die nichtbundes- 
eigene Eisenbahn dem eine Beförderungsbescheini- 
gung beantragenden Unternehmen ein entsprechen- 
des Transportangebot unterbreiten können. Das 
Marktgespräch wird auf der Grundlage einer von 
der BAG veröffentlichten Liste der Unternehmen 
geführt, die die Aufnahme von Werkfernverkehr 
beabsichtigen. Auf Grund dieser Liste haben auch 
die Unternehmer des Güterkraftverkehrs, der Kraft- 
wagenspedition und der Binnenschiffahrt die Mög- 
lichkeit, dem potentiellen Werkfernverkehrsunter- 
nehmer ein Beförderungsangebot vorzuschlagen. 
Auf diese Weise wird eine umfassende Markttrans- 
parenz hergestellt, die auch den gewerblichen Trans- 
portunternehmern eine wirksame Substitution der 
Werkfernverkehrsleistungen ermöglicht. 


b) folgende Vorschläge zu prüfen und eventuell 
in dem oben angegebenen Gesetzentwurf zu 
berücksichtigen: 
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— Die Einschaltung der Straßenverkehrs- 
genossenschaften in die Tarifüberwachung 
im Güternahverkehr, 


Stellungnahme 

Die vom Bundesminister für Verkehr gemeinsam mit 
den obersten Landesverkehrsbehörden eingeleitete 
Prüfung der Frage, ob und gegebenenfalls in wel- 
cher Weise die Straßenverkehrsgenossenschaften in 
die Tarifüberwachung im Güternahverkehr einge- 
schaltet werden können, ist noch nicht abgeschlos- 
sen. Dabei werden unter anderem die Vorstellungen 
des Bundesverbandes des Deutschen Güternahver- 
kehrs geprüft, die die Nachprüfung der Abrech- 
nungsunterlagen der Güternahverkehrsunternehmer 
durch Frachtenprüfstellen vorsehen, so wie dies 
heute bei einigen Landessondertarifen der Fall ist. 
Dazu gehört auch die Frage, ob sich gegebenenfalls 
eine solche Tarifüberwachung auf eine stichproben- 
weise Nachprüfung beschränken oder ob eine 
lückenlose Nachprüfung angestrebt werden soll. Die 
Frachtenprüfstellen müßten der Aufsicht der Ver- 
kehrsbehörden der Länder unterstehen, deren Zu- 
ständigkeiten und Verantwortung für die Durch- 
setzung des Tarifzwanges in vollem Umfang er- 
halten bleiben müssen. 

Ein gesetzlich vorgeschriebenes zwangsweises Tarif- 
ausgleichsverfahren, wie es der Güterfernverkehr 
nach § 23 des Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) 
unter Einschaltung der Bundesanstalt für den Güter- 
fernverkehr kennt, kommt allerdings für den Güter- 
nahverkehr schon wegen des damit verbundenen 
Verwaltungsaufwandes nicht in Betracht. 

Gegenwärtig bestehen in diesen Fragen noch viele 
Einzelprobleme rechtlicher, personeller und finan- 
zieller Art, deren Prüfung noch nicht abgeschlossen 
ist. Nach Abschluß dieser Prüfung wird innerhalb 
der Bundesregierung eine Entscheidung darüber ge- 
troffen werden, ob und gegebenenfalls wie die Stra- 
ßenverkehrsgenossenschaften in die Tarifüber- 
wachung im Güternahverkehr eingeschaltet werden 
können. 


— die rechtliche Anerkennung der Übertrag- 
barkeit von Genehmigungen im Güterfern- 
verkehr, 


Stellungnahme 

Die Prüfung dieser Frage hat ergeben, daß nach 
übereinstimmender Auffassung der Bundesregierung 
und der obersten Landesverkehrsbehörden eine 
Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes mit dem 
Ziel, die Übertragung von Güterfernverkehrsgeneh- 
migungen zu gestatten, aus folgenden verfassungs- 
rechtlichen Gründen ausgeschlossen erscheint: 

Die Kontingentierung der Genehmigungen im Güter- 
fernverkehr stellt den schwersten denkbaren Ein- 


griff in die Freiheit der Berufswahl dar. Nach dem 
verfassungsrechtlichen Grundsatz der Verhältnis- 
mäßigkeit des Mittels muß der Eingriff so ausge- 
staltet sein, daß er die Betroffenen (das heißt hier: 
die durch die Kontingentierung von dem Erwerb 
einer Genehmigung ausgeschlossenen Interessenten) 
nicht stärker trifft, als es der Natur der Sache nach 
unvermeidbar ist. Das bedeutet, daß jedem Bewer- 
ber um eine Genehmigung alle nur möglichen, vor 
allem aber gleiche Chancen eingeräumt werden 
müssen. 

Diese Voraussetzungen wären nicht mehr gegeben, 
wenn die Genehmigungen übertragbar sein würden. 
Die Übertragbarkeit würde weitgehend dazu führen, 
die vorhandenen Genehmigungen im Kreise derjeni- 
gen zu halten, die bereits Genehmigungen besitzen. 
Außerdem würde sie alle späteren Erwerber von 
Genehmigungen gegenüber den Ersterwerbern inso- 
weit benachteiligen, als die Käufer für die nur im 
beschränkten Umfang verfügbaren Genehmigungen 
einen hohen Geldbetrag zahlen müßten, während 
die Veräußerer ihrerseits bei dem Ersterwerb das 
nicht brauchten. Diese zögen aus einer im Interesse 
des Allgemeinwohls erlassenen einschneidenden 
Regelung finanzielle Vorteile, die unter keinem 
denkbaren Gesichtspunkt zu rechtfertigen sind. Ein 
solches Verfahren verstieße somit nicht nur gegen 
den Gleichbehandlungsgrundsatz, sondern auch 
gegen das Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes, 

Mit den obersten Landesverkehrsbehörden besteht 
daher Übereinstimmung, daß alle freiwerdenden 
Genehmigungen an die Genehmigungsbehörde zu- 
rückgegeben werden müssen. Diese hat ihrerseits 
bei der Neuvergabe ohne Bindung an die Wünsche 
und Bedingungen Dritter nach den allgemein üb- 
lichen Grundsätzen zu verfahren, sofern nicht beson- 
dere Umstände im Einzelfall unter Berücksichtigung 
der gegebenen betrieblichen oder persönlichen Ver- 
hältnisse des bisherigen Inhabers der Genehmigung 
oder des Antragstellers eine Ausnahme recht- 
fertigen. 


— die Einführung der Versicherungs- und 
Buchführungspflicht für das Güternahver- 
kehrsgewerbe, 


Stellungnahme 

Die Prüfung dieser Frage durch die Bundesregierung 
hat ergeben: 

— Nach den Vorstellungen des Gewerbes soll eine 
mehr marktwirtschaftliche Orientierung und eine 
marktnähere Preisgestaltung der Unternehmer 
sowie ihre kaufmännische Qualifikation dadurch 
gefördert werden, daß diese im Wege einer ge- 
setzlichen Verpflichtung zur betriebsgerechten 
Buchführung auch für die Beurteilung der eige- 
nen wirtschaftlichen und wettbewerblichen Lage 
eigene zuverlässige Daten zur Verfügung haben. 
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Die Mehrheit der Vertreter der Bundesländer hat 
sich befürwortend ausgesprochen. Um die Ziel- 
vorstellungen zu erreichen, müßten bei einer 
Gesetzesänderung 

a) durch eine Ergänzung des § 85 GüKG die ent- 
sprechende Anwendung der Vorschriften des 
§ 29 GüKG - Buchführungspflicht im Güter- 
fernverkehr - eingeführt werden; 

b) durch eine Ergänzung der Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften (AVV) die Anforderun- 
gen an eine ordnungsgemäße Buchführung im 
Güternahverkehr festgelegt werden. 

Die Bundesregierung wird dem Deutschen Bun- 
destag nach Abschluß der vorbereitenden Arbei- 
ten entsprechende gesetzgeberische Vorschläge 
zuleiten. 

■ — Die Bundesregierung hält es in Übereinstimmung 
mit den obersten Landesverkehrsbehörden für 
zweifelhaft, ob an der gesetzlichen Einführung 
der Versicherungspflicht im Güternahverkehr ein 
öffentliches Interesse besteht. Bei den Beförde- 
rungen im Güternahverkehr handelt es sich zu 
einem großen Teil um Massengutbeförderungen 
(Kies, Steine, Erden). Der Wert dieser Güter je 
Ladungseinheit ist gering, so daß gegebenenfalls 
auf tretende Transportschäden nicht so sehr ins 
Gewicht fallen. Der Bundesregierung und den 
Länderbehörden ist nicht bekannt geworden, daß 
sich aus dem Fehlen einer Transportversiche- 
rungspflicht im Güternahverkehr Mißstände er- 
geben haben. Hinzu kommt, daß es allen Güter- 
nahverkehrsunternehmern unbenommen ist, frei- 
willig eine entsprechende Versicherung abzu- 
schließen. Hiervon wird heute schon in vielen 
Fällen Gebrauch gemacht. Außerdem würde eine 
Versicherungspflicht bei bestehendem disposi- 
tiven Haftungsrecht, wie es im Güternahverkehr 
gegeben ist, dazu führen, daß die Versicherungs- 
pflicht im Einzelfall durch Haftungsabdingung 
unterlaufen werden kann. Es müßten daher obli- 
gatorische Haftungsbestimmungen für den Güter- 
nahverkehr geschaffen werden. Das aber er- 
scheint problematisch angesichts der schon er- 
wähnten Tatsache, daß es sich bei den Transport- 
leistungen des Güternahverkehrs zum großen 
Teil um Massengutbeförderungen handelt. 

Die Bundesregierung spricht sich daher gegen die 
Einführung einer Versicherungspflicht im Güter- 
nahverkehrsgewerbe aus. 


— die Einführung einer gesetzlichen Rege- 
lung, die darauf abzielt, daß die Genehmi- 
gung des Bundesministers für Verkehr für 
die von den Tarifkommissionen beschlos- 
senen Tarifänderungen im Straßengüter- 
verkehr unter bestimmten Voraussetzun- 
gen (Einhaltung einer Marge) als erteilt 
gilt; 

Stellungnahme 

Die Prüfung dieser Frage durch die Bundesregierung 
hat ergeben: 


Eine solche gesetzliche Regelung ist zwar grundsätz- 
lich vorstellbar. Sie könnte darin bestehen, daß 
§ 20 a Abs. 2 beziehungsweise § 84 f Abs. 1 GüKG 
durch eine Bestimmung ergänzt wird, wonach der 
Bundesminister für Verkehr die Tarifkommissionen 
ermächtigen kann, für einen im voraus festzulegen- 
den Zeitraum die Tarife in einem von ihm bestimm- 
ten Rahmen fortzubilden und festzusetzen, ohne daß 
es der sonst vorgeschriebenen Einzelgenehmigung 
bedarf. 

Aus verfassungsrechtlichen Gründen wäre der Bun- 
desminister für Verkehr aber auch in diesem Falle 
gehalten, die von den Tarifkommissionen festgesetz- 
ten Tarife vor ihrem Erlaß als Rechtsverordnung 
daraufhin zu überprüfen, ob sie marktgerecht und 
mit dem allgemeinen Wohl vereinbar beziehungs- 
weise nicht unbillig sind. Diese Prüfungspflicht ist 
deshalb unverzichtbar, weil es nicht zulässig ist, Be- 
schlüsse von Institutionen des Gewerbes ohne vor- 
herige Prüfung in die Gesetzgebung des Staates zu 
übernehmen, die diesen Beschlüssen den Charakter 
der Allgemeinverbindlichkeit verleiht. Mit anderen 
Worten: Die staatliche Gesetzgebungsautorität darf 
nicht zum reinen Vollzugsorgan von Gewerbeinsti- 
tutionen werden. Der Bundesminister für Verkehr 
kann somit nicht gezwungen werden, den von den 
Tarifkommissionen beschlossenen Entgelten durch 
Erlaß einer Rechtsverordnung Allgemeinverbindlich- 
keit zu verleihen, wenn er dies zum Beispiel aus 
Gründen des allgemeinen Wohls für nicht vertretbar 
hält. Die gesetzliche Einführung einer Rahmenge- 
nehmigung für die Tarifbildung im Straßengüterver- 
kehr würde also die Tarifautonomie der Tarifkom- 
missionen gerade in Konfliktsfällen nicht ver- 
größern. 

Die Bundesregierug hält es daher nicht für ange- 
bracht, die angeregte gesetzliche Regelung in die 
Wege zu leiten. Sie würde in ihrer praktischen Aus- 
wirkung keine Vorteile gegenüber dem gegenwär- 
tigen Zustand bringen. 

Die Bundesregierung wird jedoch auch weiterhin 
alle Anregungen und Vorschläge untersuchen, die 
auf größere Freiheit bei der Preisbildung im Ver- 
kehr insgesamt abzielen. Insbesondere werden hier 
die Möglichkeiten für eine Neuordnung des gelten- 
den Tarifbildungs- und Tarifgenehmigungsverfah- 
rens zu prüfen sein. 


c) zu prüfen, ob im Spediteursammelgutverkehr 
eine den verkehrspolitischen Erfordernissen 
entsprechende Preisregelung auch über den 
1. Juni 1972 hinaus beibehalten werden muß; 


Stellungnahme 

Die Prüfung der Bundesregierung hat ergeben, daß 
bei grundsätzlicher Freigabe der Entgelte im wesent- 
lichen zwei Lösungsmöglichkeiten bestehen: 
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— Durch eine Änderung des Güterkraftverkehrs* 
gesetzes könnte einer Kommission von Spedi- 
teuren die Befugnis erteilt werden, unverbind- 
liche Empfehlungen für die Höhe der Kunden- 
sätze zu geben. Für den Fall des unbilligen Wett- 
bewerbs oder der ungerechtfertigten Ausnutzung 
von Marktmacht wäre der Bundesminister für 
Verkehr zu ermächtigen, im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
durch Rechtsverordnung Mindest- oder Höchst- 
entgelte festzusetzen, wenn und soweit dies im 
öffentlichen Interesse erforderlich sein sollte. 

— Durch eine Änderung des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen (Kartellgesetz) könnte 
zugelassen werden, daß Spediteure oder Ver- 
einigungen von Spediteuren Preisempfehlungen 
für den Spediteursammelgutverkehr geben. Im 
Falle schwerer Marktstörungen könnten Min- 
dest-, Höchst- oder Mindest-HÖchst-Entgelte auf 
Grund des Preisgesetzes durch Rechtsverordnung 
(wie die geltende Kundensatzverordnung) fest- 
gesetzt werden. 

Welcher von diesen Lösungsmöglichkeiten der Vor- 
zug gegeben werden soll, ist noch nicht abschließend 
geklärt. Bis zum Auslaufen der Kundensatzverord- 
nung am 30. Juni 1972 kann somit eine neue gesetz- 
liche Regelung für die Preisbildung im Spediteur- 
sammelgutverkehr nicht mehr eingeführt werden. 
Der Deutsche Bundestag hat daher auf Antrag der 
Fraktionen der SPD und der FDP mit einem Ent- 
schließungsantrag einstimmig die Bundesregierung 
aufgefordert, die Kundensatzverordnung um läng- 
stens 2 Jahre zu verlängern. 

Die Bundesregierung entspricht diesem Wunsch. 


d) beschleunigt auf die Schaffung eines Berufs- 
bildes im Straßengüterverkehr hinzuwirken i 


Stellungnahme 

Die Arbeitsstelle für betriebliche Berufsausbildung 
hat im Jahre 1971 in Zusammenarbeit mit den Bun- 
desministern für Wirtschaft und Finanzen, für Ver- 
kehr sowie für Arbeit und Sozialordnung und den 
Sozialpartnern Entwürfe für getrennte Ausbildungs- 
ordnungen (Rechtsverordnungen nach § 25 des Be- 
rufsbildungsgesetzes) für den Güter- und Personen- 
kraftfahrer erarbeitet. Diese Entwürfe wurden Ende 
1971 dem Bundesinstitut für Berufsbildungsfor- 
schung in Berlin zur gutachtlichen Stellungnahme 
zugeleitet. Unverzüglich nach Vorlage dieses Gut- 
achtens werden die beteiligten Bundesressorts mit 
den Sozialpartnern über die endgültige Konzeption 
beraten. Es ist beabsichtigt, die Regelung noch im 
Jahre 1972 in Kraft zu setzen. 

Gegenwärtig laufen außerdem Verhandlungen im 
Bereich der Europäischen Gemeinschaften, um die 
Vorschriften über die Anerkennung des Berufsbildes 
und die Ausbildung zu vereinheitlichen. 


e) das vom Güternahverkehrsgewerbe entwik- 
kelte Strukturprogramm in geeigneter Weise 
zu fördern; 

Stellungnahme 

Die Bundesregierung hat das Güternahverkehrs- 
gewerbe zu dem von diesem entwickelten Struktur- 
programm und dem Problem einer möglichen staat- 
lichen Förderung gehört. Das Nahverkehrsgewerbe 
erstrebt eine Erweiterung des Anwendungsbereichs 
der Zuschüsse nach den Richtlinien für die Gewäh- 
rung von Zuwendungen für Betriebsberatungen im 
Verkehrsgewerbe, die vom Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen erlassen worden sind. Die Ver- 
treter der Bundesländer befürworten diese Verstär- 
kung der Förderung des Strukturprogramms. 

Die Bundesregierung prüft, in welcher Weise sie den 
Wünschen und Vorstellungen des Güternahver- 
kehrsgewerbes wird Rechnung tragen können. 


f) auf eine Lösung der Wegekostenproblematik 
im Rahmen der EWG und unter Einbeziehung 
der unterschiedlichen Belastungen durch die 
spezifischen Abgaben des Kraftverkehrs in 
den einzelnen EWG-Mitgliedstaaten hinzu- 
wirken. 


Stellungnahme 

Die Bundesregierung hat sich an den Arbeiten der 
Gemeinschaft zur Lösung der Wegekostenproble- 
matik im Rahmen der EWG tatkräftig und initiativ 
beteiligt und die von ihr vorgeschlagenen natio- 
nalen Maßnahmen auf die im Rahmen der Gemein- 
schaft gewonnenen Erkenntnisse abgestützt. Sie hält 
zusammen mit den Regierungen der anderen Mit- 
gliedstaaten den Vorschlag der Kommission für eine 
Entscheidung des Rates über die Einführung eines 
gemeinsamen Systems der Abgeltung der Benutzung 
der Verkehrswege nebst Denkschrift aus dem Jahre 
1971 (Drucksache VI/2089) für einen beachtlichen 
Beitrag zu dieser schwierigen Frage. Die Bundes- 
regierung hofft, daß diese Vorlagen der Diskussion 
neue Impulse geben; sie wird im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten dafür eintreten, daß das von der Kom- 
mission entwickelte Langfristprogramm zügig be- 
raten und schrittweise der Abbau von Wettbewerbs- 
verzerrungen auf dem Gebiet der Wegekosten voll- 
zogen wird. 

In diesem Zustammenhang ist auch auf einen bereits 
im Jahre 1968 von der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften vorgelegten Vorschlag hinzuweisen, 
der die Harmonisierung der Steuerstrukturen für 
Nutzfahrzeuge zum Ziel hat. Hierzu wurden von 
allen Ländern der Gemeinschaft Berechnungen der 
Grenzkosten der Benutzung der Straße durchgeführt, 
um die Auswirkungen der Harmonisierung der 
Steuerstruktur in diesem Teilbereich innerhalb der 
Gemeinschaft beurteilen zu können. Die hierbei ge- 
wonnenen gemeinsamen Erkenntnisse haben ge- 
zeigt, daß die schweren Nutzfahrzeuge im Vergleich 
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zu den leichteren Fahrzeugen in geringerem Maße 
zur Deckung der ihnen anzurechnenden Wegekosten 
beitragen. Das Verkehrsfinanzgesetz 1971 trägt die- 
ser Erkenntnis durch Anhebung der Kraftfahrzeug- 
steuer für Nutzfahrzeuge mit einem Gesamtgewicht 
von mehr als sieben Tonnen Rechnung; die gleich- 
zeitig vorgenommene Erhöhung der Mineralölsteuer 
wirkt sich ebenfalls für die schweren Kraftfahrzeuge 
absolut stärker aus, weil bei ihnen der Kraftstoff- 
verbrauch höher ist. 

Nicht nur der Harmonisierung der Struktur, sondern 
auch der Höhe der spezifischen Besteuerung des 
Kraftverkehrs mißt die Bundesregierung besondere 
Bedeutung bei. Sie begrüßt deshalb, daß die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften in ihren 
Vorschlägen für die künftige Abgeltung der Benut- 
zung der Verkehrswege auch langfristige Vorstel- 
lungen über die Angleichung der Steuersätze für 
Mineralöl entwickelt hat. Der Bundesminister für 
Verkehr hat deshalb der Kommission vorgeschlagen, 
als ersten Schritt die Steuersätze auf Vergaser- und 
Dieselkraftstoff in den einzelnen Mitgliedstaaten 
einander anzugleichen. 

Um feststellen zu können, wie sich die vorgeschlage- 
nen Maßnahmen auf dem Gebiet der Abgeltung der 
Benutzung der Verkehrswege auswirken würden, 
hat der Rat in seiner 178. Tagung am 3. Dezember 
1971 die Mitgliedstaaten gebeten, bestimmte Einzel- 
untersuchungen und -berechnungen durchzuführen 
und die Ergebnisse - soweit möglich - bis zum 
30. Juni 1973 vorzulegen. 

Die Kommission sieht für die Lösung der Wege- 
kostenproblematik innerhalb der Gemeinschaft 
einen Zeitplan vor, der bei stufenweiser Einführung 
des Abgeltungssystems im Straßenverkehr bis späte- 
stens Ende 1981, im Binnenschiffsverkehr bis späte- 
stens Ende 1986 abgeschlossen sein soll. In der Über- 
gangszeit sollen den Eisenbahnen nach Auffassung 
der Kommission Ausgleichszahlungen gewährt wer- 
den, soweit im Verhältnis zu anderen Verkehrs- 
trägern auf diesem Gebiet Wettbewerbsverzerrun- 
gen bestehen. 

Aus diesem Grunde werden gegenwärtig im Bundes- 
verkehrsministerium die Möglichkeiten einer Zwi- 
schenlösung zum Ausgleich der im Verhältnis Deut- 
sche Bundesbahn - Binnenschiffahrt bestehenden 
unterschiedlichen Belastungen mit Fahrwegkosten 
geprüft. Da eine Anhebung der Fahrwegabgaben bei 
der Binnenschiffahrt auf ein mit der Bundesbahn 
unter Wettbewerbsgesichtspunkten vergleichbares 
Niveau kurzfristig nicht möglich ist, hält es der Bun- 
desminister für Verkehr für erforderlich, die Wett- 
bewerbsnachteile des Schienenweges auszugleichen. 
Eine in der Bundesrepublik Deutschland für eine 
derartige Übergangslösung zu entwickelnde Konzep- 
tion müßte so ausgestaltet werden, daß sie mit den 
Vorstellungen der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften grundsätzlich übereinstimmt und 
eine spätere Anpassung im europäischen Rahmen 
jederzeit ermöglicht. Im Hinblick auf die zu über- 
windenden Schwierigkeiten konnten die für eine 


Entscheidung notwendigen Vorarbeiten innerhalb 
der Bundesregierung noch nicht abgeschlossen 
werden. 


4. Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
18. Juni 1971 zum Kapitel III - Binnenschiffahrt 
des Dritten Abschnitts des Verkehrsberichts 1970 
(Drucksache VI/2281) 


Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) alsbald einen Gesetzentwurf zur Änderung 
des Gesetzes über den gewerblichen Binnen- 
scbiffsverkehr vorzulegen, der die Umwand- 
lung der öffentlich-rechtlichen Schifferbe- 
triebsverbände in Unternehmensverbände mit 
freiwilliger Mitgliedschaft (z. B. Genossen- 
schaften, GmbH) zum Ziel hat und der auch 
eine Regelung enthält, wonach das Ausschei- 
den aus solchen Gemeinschaften nur mit 
besonderen Kündigungsfristen möglich ist; 

Stellungnahme 

Wie in dem Verkehrspolitischen Programm der Bun- 
desregierung für die Jahre 1968 bis 1972 angekün- 
digt, ist die Umwandlung der Schifferbetriebsver- 
bände im Rheinstromgebiet und an der Elbe in An- 
griff genommen worden. Am Rhein hat sich bereits 
eine neue Genossenschaft gebildet, der über 90 Pro- 
zent der Mitglieder des Schifferbetriebsverbandes 
„Jus et Justitia" beigetreten sind. Auf der Elbe hat 
sich die bereits bestehende Genossenschaft „Elbia- 
Eilfracht" bereitgefunden, sämtliche Mitglieder der 
Schifferbetriebsverbände Elbe und Unterelbe aufzu- 
nehmen. 

Den Schifferbetriebsverbänden als Körperschaften 
des öffentlichen Rechts war von Gesetzes wegen 
eine Gewinnerzielung untersagt. Den Unternehmen 
standen daher keine ausreichenden Mittel zur An- 
passung an die Gegebenheiten - Heranführung an 
die Marktwirtschaft - zur Verfügung. Die Bundes- 
regierung ist daher bestrebt, die Überleitung der 
Schifferbetriebsverbände in die Form von Genossen- 
schaften durch Starthilfen finanziell zu unterstützen. 
Da es das Ziel der Bundesregierung ist, aus den auf- 
zulösenden Schifferbetriebsverbänden leistungs- 
fähige Betriebsgrößen entstehen zu lassen, sollen 
die Finanzhilfen des Bundes nur je einer Genossen- 
schaft im Rheinstromgebiet und an der Elbe gegeben 
werden. 

Die neue Genossenschaft am Rhein hat ihren Ge- 
schäftsbetrieb am 1. Mai 1972 aufgenommen. An der 
Elbe wird die Umstellung am 1. Juli 1972 abge- 
schlossen sein. 

In den Zuwendungsrichtlinien für die Vergabe- 
mittel, die der Bundesminister für Verkehr im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen erlassen hat, ist sichergestellt, daß die 
j ehemaligen Mitglieder der Schifferbetriebsverbände 
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nur unter erschwerten Bedingungen aus der neuen 
Genossenschaft am Rhein oder aus der bestehenden 
Genossenschaft an der Elbe scheiden können. Dazu 
begründen diese Richtlinien eine gewisse Rückzah- 
lungsverpflichtung für die vom Bund gewährte Zu- 
wendung, wenn ein solches Genossenschaftsmitglied 
unter Umständen aus der Genossenschaft ausschei- 
det, die der mit der Zuwendung verfolgten Zielset- 
zung widersprechen. Dieser Vorgang wird von den 
Wasser- und Schiffahrtsdirektionen überwacht. 

Die Auflösung der Schifferbetriebsverbände kann 
nach § 20 des Gesetzes über den gewerblichen Bin- 
nenschiffsverkehr erfolgen, da die Voraussetzungen 
für die Anwendung dieser Bestimmung gegeben 
sind. Einer Änderung des Binnenschiffsverkehrs- 
gesetzes, die ausdrücklich die Auflösung der Schif- 
ferbetriebsverbände vorsieht, bedarf es daher nicht. 


b) dafür Sorge zu tragen, daß die Kooperation 
in der Binnenschiffahrt in Form von Pools und 
Konventionen nicht durch kartellrechtliche 
Vorschriften behindert oder beeinträchtigt 
wird; 

Stellungnahme i 

Die Bundesregierung ist mit dem Deutschen Bundes- 
tag der Auffassung, daß die verkehrspolitisch sinn- 
volle und notwendige Zusammenarbeit in der Bin- 
nenschiffahrt gefördert werden soll. 

Nach § 99 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen (GWB) sind im Bereich der Binnen- 
schiffahrt im grenzüberschreitenden Verkehr Pools 
(Mengenabsprachen als Hauptelement) und Konven- 
tionen (Preisabsprachen als Hauptelement) allge- 
mein zugelassen. Das Binnenschiffahrtsgewerbe 
macht von dieser Möglichkeit der Zusammenarbeit 
in einer Reihe von Zusammenschlüssen Gebrauch: | 
zum Beispiel 

— Duisburger Frachtenkonvention von 1951 für be- | 
stimmte Transporte im Verkehr über Lobith/ 
Emmerich, 

— Straßburger Konvention von 1955 für bestimmte 
Verkehre von und nach Straßburg, 

— Schweizer Rheinschiffahrts-Konvention von 1955, 

— Kettwiger Pool von 1956 für Kohlenbeförderun- 
gen bergwärts über Emmerich. 

Im nationalen Verkehr sind grundsätzlich nur Ab- 
sprachen über die Verteilung von Fracht- und 
Schleppgut von dem Kartellverbot ausgenommen. 
Das reicht bei dem in der Binnenschiffahrt bestehen- 
den Festfrachtensystem aus. Die sogenannte Han- 
nover-Konvention regelt zum Beispiel die Beteili- 
gung der einzelnen Konventionsreedereien am Ver- 
kehr aus dem Bereich des Mittellandkanals Wolfs- 
burg/Minden nach Westen und von Westen in die- 
sen Bereich. 

Die Wettbewerbsregeln der Europäischen Gemein- 
schaften auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- 


und Binenschiffsverkehrs (EWG-Verordnung Nr, 
1017/68) lassen in ihrem sachlichen Geltungsbereich 
Pools und Konventionen zu, wenn die Gesamtlade- 
kapazität der Unternehmensgemeinschaft 500 000 
Tonnen, die des einzelnen beteiligten Unternehmers 
50 000 Tonnen nicht übersteigt. Darüber hinaus kann 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
unter gewissen Voraussetzungen Vereinbarungen 
des Binnenschiffahrtsgewerbes genehmigen. 

Die Kooperation kleiner und mittlerer Binnenschiff- 
fahrtsbetriebe soll nach Auffassung der Bundesregie- 
rung weiter erleichtert werden. Ein entscheidender 
Schritt auf diesem Weg ist bereits getan: 

Der dem Deutschen Bundestag vorliegende Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung zur Änderung des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (Druck- 
sache VI/2520) will weitere Kooperationserleichte- 
rungen für kleine und mittlere Unternehmen schaf- 
fen. Der neu eingefügte § 5 b GWB stellt daher die 
Koordinierung einzelner Unternehmensfunktionen 
(z. B. Kalkulation, Verkauf und Preisabreden) vom 
Kartellverbot frei, wenn dadurch der Wettbewerb 
nicht wesentlich beeinträchtigt wird. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß das Bin- 
nenschiffahrtsgewerbe diese Möglichkeiten nutzt 
und durch verstärkte Zusammenarbeit einen wesent- 
lichen eigenen Beitrag zu der angestrebten Struktur- 
verbesserung leistet. 


c) im Rahmen der EWG darauf hinzuwirken, daß 
die vom Minislerrat als vorrangig bezeichnete 
Stillegung von Schiffsraum dementsprechend 
beschleunigt verabschiedet wird und die Ver- 
ordnungen über die Harmonisierung der Ar- 
beitsbedingungen in der Binnenschiffahrt und 
über den Schutz des Personals im Zuge der 
Umstrukturierung der Binnenschiffahrt als- 
bald erlassen werden. 


Stellungnahme 

Entsprechend der Entschließung des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 27. Januar 1970 wur- 
den in der Gruppe Verkehrsfragen die Beratungen 
zur Ausarbeitung einer Regelung zur zeitweiligen 
Stillegung von Schiffsraum mit Vorrang fortgeführt. 
Insgesamt haben die Mitgliedstaaten und die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften mit den 
Drittstaaten der Mannheimer Akte, Schweiz und 
Großbritannien, drei Sondierungsgespräche geführt, 
über die Ausgestaltung des technischen Mechanis- 
mus dieser Kapazitätsregelung auf dem gesamten 
schiffbaren Rhein konnte weitgehend Übereinstim- 
mung erzielt werden. Allerdings sind noch wichtige 
institutionelle Probleme wie die Bestimmung der 
Parteien des zu schließenden Abkommens und die 
Zusammensetzung der Organe offen. Die Bemühun- 
gen zum Abschluß eines Stillegungsabkommens wer- 
den im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften 
mit den Drittstaaten fortgesetzt. 


13 



Drucksache VI/3620 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Die Beratungen zur Vorbereitung einer Verordnung 
über Maßnahmen zur Harmonisierung bestimmter 
Sozialvorschriften in der Binnenschiffahrt, die eine 
Gemeinschaftsregelung insbesondere auf dem Ge- 
biet der Arbeits- und Ruhezeiten sowie des Urlaubs 
zum Ziele hat, sind vorerst zu einem gewissen 
Abschluß gekommen. 

Obgleich nach wie vor unterschiedliche Auffassun- 
gen zwischen den Beteiligten (Sozialpartner, Regie- 
rungssachverständige und Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften) über den materiellen Gehalt 
und den Umfang einer derartigen Regelung be- 
stehen, beabsichtigt die Kommission einen Verord- 
nungsvorschlag vorzulegen. 

In ihrem Vorschlag für einen Stufenplan zur Har- 
monisierung und Liberalisierung der Verkehrsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften hat die Kommission den Erlaß einer 
Verordnung zur Harmonisierung bestimmter Sozial- 
vorschriften in der Binnenschiffahrt für die Stufe 2 
vorgesehen. 


Verkehrs vor allem an stark angeflogenen Flughäfen 
zu vermeiden. 

Die Ständige Kommission der Organisation EURO- 
CONTROL hat beschlossen, neben der im Aufbau 
befindlichen Flugverkehrs-Kontrollzentrale in Maas- 
tricht eine weitere Kontrollzentrale in Karlsruhe zu 
errichten, die 1976/77 in Betrieb genommen und 
zivile sowie militärische Flugsicherungsfunktionen 
integriert ausüben soll. 

Um die Formulierung längerfristiger Planungsziele 
für den Ausbau der Flugsicherung in der Bundes- 
i republik Deutschland zu unterstützen, hat der Bun- 
desminister für Verkehr eine Systemstudie über die 
„Flugsicherung der 80er Jahre'' in Auftrag gegeben. 
Von dieser Studie werden Orientierungs- und Ent- 
scheidungshilfen erwartet, die es ermöglichen, früh- 
zeitig die gegenwärtigen Ausbaumaßnahmen auf das 
im nächsten Jahrzehnt benötigte Flugsicherungs- 
system auszurichten, um so rechtzeitig auf die damit 
verbundenen Probleme und Aufgaben vorbereitet zu 
sein. Die Studienergebnisse werden voraussichtlich 
Mitte 1973 vorliegen. 


5. Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
18. Juni 1971 zum Kapitel IV - Luftfahrt ~ des 
Dritten Abschnitts des Verkehrsberichts 1970 
(Drucksache VI/2282) 


Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) den Ausbau des Flugsicherungssystems im 
geplanten Umfang tatkräftig voranzutreiben; 


Stellungnahme 

Die Bundesregierung setzt den Ausbau der Flug- 
sicherung im Rahmen des bis zum Jahre 1975 laufen- 
den Ausbauprogramms planmäßig fort. Zur Erweite- 
rung und Verbesserung des Radarnetzes wurden 
Radarstationsgebäude in Bremen, Nürnberg und im 
Pfälzer Wald erstellt sowie die Planung für Düssel- 
dorf, Hamburg und Stuttgart fortgeführt. Auch das 
Sekundärradarsystem, das als Datenquelle für ein 
automatisiertes Flugsicherungssystem dient, wurde 
weiter ausgebaut. Für die geplanten Regionalkon- 
trollstellen Düsseldorf und Bremen wurden Neubau- 
ten errichtet oder begonnen. Die für die Regional- 
kontrollstellen vorgesehenen rechnergesteuerten Ra- 
darsichtgeräte sind bereits geliefert und werden 
gegenwärtig erprobt. Weitere Spezialgeräte dienen 
einem schnellen Datenaustausch zwischen den ein- 
zelnen Flugsicherungsstellen. 

Um einen geordneten Flugbetrieb in organisatori- 
scher und betrieblicher Hinsicht sicherzustellen, hat 
der Bundesminister für Verkehr einen Flugplan- 
koordinator eingesetzt. Dieser hat die Aufgabe, die 
Flugpläne aller Luftverkehrsgesellschaften aufein- 
ander abzustimmen, um dadurch Ballungen des Luft- 


b) die Bemühungen um den baldigen Abschluß 
eines Luftverkehrsabkommens mit der So- 
wjetunion intensiv fortzusetzen; 


Stellungnahme 

"Das Luftverkehrsabkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Union der Sozia- 
listischen Sowjetrepubliken sowie weitere dazu ge- 
hörende Vereinbarungen sind am 11. November 1971 
in Bonn unterzeichnet worden. Im einzelnen sind dies 
neben dem Abkommen der Fluglinienplan sowie die 
Vereinbarungen über die technische Abwicklung der 
Flugsicherung und über die Zollbehandlung von 
Kraftfahrzeugen der beiden Luftfahrtunternehmen 
I Deutsche Lufthansa und Aeroflot. Das Vertragsge- 
j setz zum Luftverkehrsabkommen ist inzwischen den 
I gesetzgebenden Körperschaften zur Zustimmung zu- 
I geleitet worden. Auf sowjetischer Seite sind die Vor- 
j aussetzungen für das Inkrafttreten des Abkommens 
i bereits erfüllt, 
i 

i Der Fluglinienverkehr zwischen der Bundesrepublik 
: und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
I konnte auf Grund einer Vereinbarung über das vor- 
läufige Inkrafttreten des Abkommens bereits im 
I Februar 1972 offiziell eröffnet werden. 

i 

; Verhandlungen über eine Fluglinie der Deutschen 
Lufthansa über Sibirien nach Japan wurden im Mai 
1972 aufgenommen. 


c) im Rahmen der Kapitalhilfeabkommen mit 
Entwicklungsländern in verstärktem Maße 
auch Projekte des Luftverkehrs zu fördern. 
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Drucksache VI/3620 


Stellungnahme 

Die Bundesregierung hat bisher im Rahmen ihrer 
Entwicklungshilfe eine Vielzahl von Luftfahrtprojek- 
ten durch Kapital- und Technische Hilfe gefördert. 
Sie wird diese Hilfe im Rahmen ihrer entwicklungs- 
politischen Konzeption weiterführen. Dies wird - je 
nach der Interessenlage im Einzelfall - gleichzeitig 
auch für die Entwicklung der deutschen Luftfahrt 
von Bedeutung sein. 


6. Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
18. Juni 1971 zu dem Kapitel V - Seeverkehr - 
des Dritten Abschnitts des Verkehrsberichts 1970 
(Drucksache VI/2283) 


Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) zur Bekämpfung der Flaggendiskriminierung 
darauf hinzuwirken, daß in die von der EWG 
abgeschlossenen Handelsverträge eine Nicht- 
diskriminierungsklausel zugunsten der EWG- 
Flaggen aufgenommen wird; 

Stellungnahme 

Die Bundesregierung hat die Anregung des Deut- 
schen Bundestages aufgegriffen und die Leiter der 
Seeverkehrsverwaltungen der übrigen vier See- 
schiffahrt betreibenden Mitgliedsländer der Euro- 
päischen Gemeinschaften um ihre Auffassung zu 
einer Klausel in Handelsverträgen der EWG gebe- 
ten, welche die freie Flaggenwahl gewährleistet. Die 
Antworten nehmen im allgemeinen, um ein Präjudiz 
über eine gemeinschaftliche Seeschiffahrtspolitik 
(Artikel 84 Abs. 2 EWG-Vertrag) zu vermeiden, eine 
ablehnende Haltung gegenüber einer derartigen 
Klausel ein. Entscheidungen über die Anwendung 
des EWG-Vertrages auf Fragen der Seeschiffahrt 
sind nicht vor dem Wirksamwerden des Beitritts so 
bedeutender Schiffahrtsländer wie Großbritannien, 
Norwegen und auch Dänemark zu erwarten. Be- 
mühungen der Bundesrepublik trugen jedoch dazu 
bei, daß bei Verhandlungen der Europäischen Ge- 
meinschaften mit Drittländern die im Einzelfall zu 
bestimmenden Mandate der EWG-Kommission er- 
weitert werden konnten. Daraus ergaben sich Teil- 
erfolge; so hat zum Beispiel Argentinien in der Er- 
klärung Nr. 8 zum Seetransport (Anhang II zum 
Handelsabkommen zwischen den Europäischen Ge- 
meinschaften und Argentinien) seinen Willen be- 
stätigt, auf dem Gebiet des Seetransports zwischen 
den interessierten Parteien bei der Suche nach bei- 
derseitig zufriedenstellenden Lösungen mitzuwirken. 
In der 1. Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses 
EWG/Argentinien hat Argentinien seinen Willen 
zur Verbesserung der Seeverkehrsbeziehungen er- 
neut bestätigt. Es hat sich damit einverstanden er- 
klärt, daß der Gemeinsame Ausschuß die Fortschritte 
verfolgt. 


Die Bundesregierung wird weiterhin bemüht blei- 
ben, bei zukünftigen Handelsvertragsverhandlungen 
der Europäischen Gemeinschaften positive Ergeb- 
nisse im Sinne der Entschließung des Deutschen 
Bundestages zu erreichen. 


b) einen Gesetzentwurf zur Änderung des 
Außenwirtschaftsgesetzes vorzulegen, wonach 
die Beteiligung deutscher Linienreedereien an 
Schiffahrtskonferenzen und Ladungsauftei- 
lungsabkommen unter einen Genehmigungs- 
vorbehalt des Bundesministers für Verkehr 
gestellt werden kann; 


Stellungnahme 

Die Bundesregierung unterstützt das Anliegen des 
Deutschen Bundestages, die angemessene Beteili- 
gung deutscher Reedereien an Konferenz- und Pool- 
abkommen mit Schiffahrtsunternehmen anderer Län- 
der sicherzustellen. Sie prüft, ob dieses Ziel mit 
einem Genehmigungsvorbehalt im Sinne der Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages erreicht wer- 
den kann. Die gesetzgeberischen Möglichkeiten, die 
von einer Arbeitsgruppe aus Vertretern des Aus- 
wärtigen Amtes, des Bundesministers für Wirtschaft 
und Finanzen sowie des Bundesministers für Ver- 
kehr erarbeitet wurden, werden zur Zeit mit dem 
Bundesminister der Justiz erörtert. Die Frage eines 
solchen Genehmigungsvorbehalts wurde dem Schiff- 
fahrtsausschuß der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) vorge- 
legt. Die Mitglieder des Ausschusses haben sich da- 
hin geäußert, daß die angestrebte Genehmigungs- 
pflicht mit dem OECD-Kodex vereinbar sei, jedoch 
bei ihrer Ausgestaltung den OECD-Verpflichtungen 
Rechnung getragen werden müsse. 


c) zu prüfen, ob bei der Aufstellung der Bundes- 
haushaltspläne in den nächsten Jahren schritt- 
weise höhere Ansätze für Neubauhilfen für 
die deutsche Seeschiffahrt eingeplant werden 
können; 


Stellungnahme 

Die Bundesregierung wird auch in Zukunft der deut- 
schen Handelsflotte durch finanzielle Hilfen aus dem 
Bundeshaushalt ermöglichen, sich dem schnellen 
Strukturwandel im Seeverkehr anzupassen. Daher 
sind für diesen Zweck sowohl in dem laufenden 
Bundeshaushalt als auch in der mittelfristigen 
Finanzplanung Neubauhilfen vorgesehen. 

Im Zusammenhang mit der Prüfung der Unter- 
suchungsergebnisse der Deutschen Revisions- und 
Treuhand AG (Treuarbeit) sowie der vom Verband 
Deutscher Reeder im Februar 1972 vorgelegten 
Dokumentation „Die deutsche Seeschiffahrt 1971/72“ 
ist auch die Frage etwaiger haushaltsmäßiger Konse- 
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quenzen geprüft worden. Die Überlegungen haben 
dazu geführt, daß die im Bundeshaushalt 1972 vor- 
gesehene Verpflichtungsermächtigung für Neubau- 
hilfen von 60 Millionen DM auf 100 Millionen DM 
erhöht worden ist. Der Ausgabenansatz im Haushalt 
1972 in Höhe von 56 Millionen DM reicht - soweit 
überschaubar - aus, um die in den Vorjahren ein- 
gegangenen Verpflichtungen ohne unzumutbare 
Verzögerungen abzudecken. Für die Jahre 1973 bis 
1976 ist nach dem derzeitigen Stand der Gespräche 
ebenfalls eine angemessene Fortsetzung der Förde- 
rung der deutschen Seeschiffahrt vorgesehen. 

Wie die Bundesregierung bereits auf die Kleine An- 
frage der CDU/CSU-Fraktion am 7. März 1972 
(Drucksache VI/3241) ausgeführt hat, betrachtet sie 
das Gutachten der Treuarbeit als eine für die gegen- 
wärtige Lage der deutschen Seeschiffahrt repräsen- 
tative Aussage, auch soweit sie sich auf die zu er- 
wartende weitere Entwicklung bezieht. Die Bundes- 
regierung hat daher bereits im Dezember 1971 dafür 
Vorsorge getroffen, daß in Liquiditätsschwierigkei- 
ten geratene Schiffahrtsunternehmen unter bestimm- 
ten Voraussetzungen Bundesbürgschaften in An- 
spruch nehmen können. Was darüber hinaus an 
langfristigen Maßnahmen erforderlich sein wird, 
wird gegenwärtig im einzelnen noch geprüft. 


d) die vorgesehenen neuen Besetzungsvorschrif- 
ten für Mannschaften in der Seeschiffahrt als- 
bald zu erlassen, wobei besonders auf neue 
technische Entwicklungen in Schiffahrt und 
Schiffbau Rücksicht zu nehmen ist; 


Stellungnahme 

Die Bundesregierung beabsichtigt, auch die Beset- 
zung der Kauffahrteischiffe mit Schiffsleuten (§ 6 
Seemannsgesetz) durch Rechtsverordnung zu regeln. 
Zur Zeit wird die Bemannung noch durch Beman- 
nungsrichtlinien der See-Berufsgenossenschaft ge- 
regelt. Ein bei der See-Berufsgenossenschaft einge- 
setzter, nur aus Vertretern der vier Sozialpartner 
(Verband Deutscher Reeder, Verband Deut- 
scher Küstenschiffseigner, Gewerkschaft öffentliche 
Dienste, Transport und Verkehr sowie Deutsche 
Angestelltengewerkschaft) bestehender Unteraus- 
schuß beschäftigt sich auf Wunsch des Bundesmini- 
sters für Verkehr mit den entsprechenden Vorarbei- 
ten. Dabei wird er auch die technische Entwicklung 
in Schiffahrt und Schiffbau maßgebend berücksich- 
tigen. Von besonderer Bedeutung für diese Arbeiten 
wird deshalb auch das Ergebnis der vom Bundes- 
minister für Verkehr in Auftrag gegebenen Studie 
über „Kriterien für Anforderungen an Umfang und 
Qualifikation für eine funktionsgerechte Besetzung 
deutscher Schiffe mit Kapitänen, Schiffsoffizieren 
und Schiffsleuten unter besonderer Berücksich- 
tigung der Schiffssicherheit und des Arbeitsschutzes 
- Entscheidungshilfen für gesetzgeberische Maß- 
nahmen" sein. 


e) zu prüfen, ob unter Änderung des § 33 der 
Schiffsbesetzungs- und Ausbildungsordnung 
vom 19. August 1970 (BGBl. I S. 1253) Inhaber 
ausländischer Befähigungszeugnisse zum 
Schiffsoffiziersdienst auf deutschen Schiffen 
auch dann zugelassen werden können, wenn 
sie lediglich über engliche Sprachkenntnisse 
verfügen; 


Stellungnahme 

Die Frage einer Änderung des § 33 Nr. 3 der Schiffs- 
besetzungs- und Ausbildungsordnung (SBAO) ist 
vom Bundesminister für Verkehr eingehend mit 
allen interessierten Stellen, unter anderem auch 
mit dem Fachausschuß nach § 36 SBAO, erörtert wor- 
den. Die Reeder wiesen auf die Notwendigkeit hin, 
ausländische Patentinhaber zu beschäftigen, und hal- 
ten für den Einsatz englische Sprachkenntnisse für 
ausreichend. Die übrigen Stellen halten eine Ände- 
rung für unzweckmäßig, zum Teil sogar für nicht zu 
verantworten. Bedenken gegen die Beschäftigung 
ausländischer Patentinhaber ohne ausreichende 
deutsche Sprachkenntnisse werden insbesondere mit 
die Schiffssicherheit und den Arbeitsschutz gefähr- 
denden Verständigungsschwierigkeiten begründet. 
Außerdem könnten die ausländischen Patentinhaber 
nur bedingt zur Entlastung der deutschen Schiffs- 
offiziere eingesetzt werden, so daß bei diesen wie- 
derum eine erhebliche, auch arbeitszeitliche Mehr- 
belastung eintrete. 

Die Bundesregierung hält eine Änderung des § 33 
SBAO nicht für zweckmäßig. Nach ihrer Auffassung 
würde diese aus folgenden Gründen auch kaum die 
erwünschte Wirkung haben: 

1. Die Schiffssicherheit erfordert ausreichende Ver- 
ständigungsmöglichkeiten, und zwar nicht nur 
innerhalb der Schiffsleitung, sondern auch mit 
den Mannschaften. Die deutsche Seeschiffahrt 
beschäftigt überwiegend deutsche Schiffsleute, die 
der englischen Sprache nicht mächtig sind. Die 
daneben in nicht unerheblichem Umfang beschäf- 
tigten ausländischen Schiffsleute sprechen und 
verstehen überwiegend weder deutsch noch eng- 
lisch. Durch die Zusammenarbeit mit den deut- 
schen Besatzungsmitgliedern werden sie sich 
aber eher Kenntnisse der deutschen als der eng- 
lischen Sprache aneignen. 

2. Abgesehen von den zu beachtenden Rechtsvor- 
schriften sind zur Zeit auch die für die Tätigkeit 
eines Schiffsoffiziers notwendigen schriftlichen 
Unterlagen (z. B. Segelhandbücher, Maschinenan- 
leitungen, Weisungen der Reeder und derglei- 
chen) - von Ausnahmen abgesehen - nur in deut- 
scher Sprache an Bord. Ein nicht der deutschen 
Sprache mächtiger Schiffsoffizier ist damit erheb- 
lich in seiner Einsatzmöglichkeit eingeschränkt. 

3. Die gegenwärtig in der Seeschiffahrt beschäftig- 
ten ausländischen Patentinhaber verfügen über- 
wiegend nicht über Kenntnisse der englischen 
Sprache. Vorwiegend handelt es sich vielmehr 
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um spanischsprechende Personen. Die Anerken- 
nung englischer Sprachkenntnisse würde infolge- 
dessen nur in wenigen Fällen eine Entlastung 
bringen. 

4. Ein großer Teil der Reeder bemüht sich mit Er- 
folg, ausländischen Patentinhabern deutsche 
Sprachkenntnisse während des ersten Einsatzes 
an Bord zu vermitteln. Es erscheint daher zweck- 
mäßiger, diese Bemühungen weiterhin allein auf 
die deutsche Sprache zu konzentrieren, als alter- 
nativ auch auf die englische Sprache zu er- 
strecken. 

5. In einer Reihe von Fällen ist der überwiegende 
Teil der Besatzung einheitlich einer anderen 
Sprache als der deutschen mächtig, und auch die 
Schiffsleitung kann sich in der fremden Sprache 
ausreichend verständigen. In solchen Fällen be- 
stehen gegen die Beschäftigung ausländischer 
Patentinhaber der gleichen Sprache in nachgeord- 
neter Position keine Bedenken. Dabei handelt es 
sich aber nur selten um die englische Sprache. 
Deshalb kann keine generelle, sondern nur eine 
auf die besonderen Verhältnisse eines bestimm- 
ten Schiffes bezogene Sonderregelung in Frage 
kommen. 


f) die bisherigen Bemühungen nach dem Ar- 
beitsförderungsgesetz zu intensivieren, damit 
ausscheidenden Offizieren und Mannschaften 
auch in höherem Alter noch angemessene 
Arbeitsplätze an Land vermittelt werden 
können; 


Stellungnahme 

Die Prüfung der Bundesregierung hat ergeben: 

Die Vermittlung älterer Arbeitnehmer bietet in | 
allen Berufsbereichen einige Schwierigkeiten. Die | 
damit zusammenhängenden Probleme werden von j 
der Bundesanstalt für Arbeit sorgfältig beobachtet, 
die Bemühungen um eine angemessene berufliche 
Eingliederung der Betroffenen mit der gebotenen 
Intensität vorangetrieben. Dabei werden alle zur 
Verfügung stehenden Mittel, einschließlich der im 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) vorgesehenen För- 
derungsmaßnahmen im weitesten Sinne, ausge- 
schöpft. Dieses gilt auch dann, wenn mit dem Wech- 
sel des Arbeitsplatzes aus altersmäßigen oder son- 
stigen Gründen gleichzeitig ein Berufswechsel ver- 
bunden ist. 

Auf diese Weise ist auch sichergestellt, daß den in 
höherem Alter aus der Seeschiffahrt ausscheidenden 
Offizieren und Mannschaften bei der Suche nach 
gleichwertigen Arbeitsplätzen an Land die Förde- 
rungs- und Vermittlungsmöglichkeiten der Bundes- 
anstalt für Arbeit in vollem Umfang zugute kom- 
men. Diese beginnen damit, daß die betreffenden 
Bewerber je nach ihrer bisherigen Bordtätigkeit an 
die für vergleichbare Landberufe zuständigen 
Dienststellen (Arbeitsämter, Landesstellen für Ar- 


beitsvermittlung, Zentralstelle für Arbeitsvermitt- 
lung) herangeführt werden. Dort wird alles Notwen- 
dige veranlaßt, um - gegebenenfalls unter Nutzung 
der nach dem Arbeitsförderungsgesetz möglichen 
Hilfen - den bestmöglichen beruflichen Einsatz des 
Bewerbers zu verwirklichen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat die Landesarbeits- 
ämter Schleswig-Holstein-Hamburg und Nieder- 
sachsen-Bremen sowie die Fachvermittlungsstelle 
für Seeleute nachdrücklich darauf hingewiesen, daß 
beim Ausscheiden von Offizieren und Mannschaften 
aus der Seeschiffahrt in der oben erwähnten Weise 
zu verfahren ist. 

Im übrigen haben die Vertreter der Heuerstellen 
übereinstimmend festgestellt, daß nach den jüngsten 
Erfahrungen die Suche nach gleichwertigen Land- 
stellungen nicht so sehr ein Anliegen der älteren 
Seeleute, sondern vielmehr ein generelles Problem 
ist. Das Ausscheiden aus der Seeschiffahrt erfolgt 
heute in den meisten Fällen bereits in einem Alter 
zwischen 30 und 40 Jahren oder sogar noch früher. 

Der individuellen Arbeitsberatung (§ 15 AFG) 

kommt besondere Bedeutung zu. Langfristig ermög- 
I licht das Arbeitsförderungsgesetz durch die Förde- 
I rung der beruflichen Bildung (§§ 33 ff. AFG), daß 
! sich der ältere Arbeitnehmer durch eine kontinuier- 
I liehe berufliche Anpassung auf neue Arbeitsanforde- 
rungen umstellen kann. 

Zur kurzfristigen beruflichen Wiedereingliederung 
älterer Arbeitsuchender können die Arbeitsämter 
unter anderem Eingliederungsbeihilfen (§ 54 AFG), 
Einarbeitungszuschüsse (§ 49 AFG), die erheblich 
verbesserten Leistungen zur Förderung der Arbeits- 
aufnahme (§ 33 AFG) sowie Lohnzuschüsse zur Ar- 
beitsbeschaffung für ältere Arbeitnehmer (§ 97 AFG) 
gewähren. 


g) im Interesse der Sicherheit des Schiffsver- 
kehrs auf eine bessere Verkehrsregelung für 
die Schiffahrt im Englischen Kanal hinzu- 
wirken. 


Stellungnahme 

Zur Erhöhung der Verkehrssicherheit in der Straße 
von Dover wurde bereits im Jahre 1967 unter maß- 
geblicher Mitwirkung der Bundesrepublik Deutsch- 
land nach mehrjähriger Vorarbeit ein Verkehrs- 
trennungsgebiet geschaffen: Rechts und links von 
einer Trennzone, die grundsätzlich nicht befahren 
werden darf, wurden für die ein- und auslaufenden 
Verkehrsströme Einbahnwege eingerichtet. Die Zwi- 
schenstaatliche Beratende Seeschiffahrtsorganisation 
(IMCO) der Vereinten Nationen, die als einzige 
Organisation für die Einrichtung von Verkehrstren- 
nungssystemen in internationalen Gewässern zu- 
ständig ist, forderte damals ihre Mitgliedstaaten auf, 
Schiffe unter ihrer Flagge anzuweisen, die empfoh- 
lenen Einbahnwege zu benutzen. 
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Nach Einführung dieser Verkehrsregelungsmaßnah- 
men in der Straße von Dover, die täglich von mehr 
als 700 Seeschiffen befahren wird, sank zunächst die 
Anzahl der Kollisionen. Bald stellte sich aber her- 
aus, daß etwa 5 Prozent der durchgehenden Schiff- 
fahrt das Rechtsfahrgebot nicht beachtete und sich 
weiterhin schwere Kollisionen ereigneten. Darüber 
hinaus wurde bekannt, daß Schiffe mit großem Tief- 
gang entgegen der Wegeempfehlung die Sandettie- 
Bank westlich in Richtung Nordost passierten und 
so in den nach Südwesten fahrenden Gegenverkehr 
hineinkamen. 

Seit Anfang 1970 befaßt sich das Bundesverkehrs- 
ministerium im Rahmen einer Arbeitsgruppe des 
Nautischen Ausschusses im Seeverkehrsbeirat mit 
allen Sicherheitsfragen in der Straße von Dover und 
in den benachbarten Seegebieten. Unter Berücksich- 
tigung der Unfallstatistiken und auf Grund der ge- 
sammelten Erfahrungen wurden Ergänzungsvor- 
schläge zu den bestehenden Verkehrstrennungs- 
systemen erarbeitet; insbesondere wurde vorge- 
schlagen, einen Tiefwasserweg zur Entschärfung der 
gefährlichen Verkehrssituation im Raum Sandettie 
einzurichten. Ferner wurde einhellig die Auffassung 
vertreten, das falsche Befahren der Einbahnwege in 
Verkehrstrennungsgebieten unter Strafe zu stellen. 
Im Juni 1971 wurden daraufhin im IMCO-Unteraus- 
schuß „Safety of Navigation" die bestehenden Ver- 
kehrstrennungsgebiete in der Straße von Dover und 
in den benachbarten Seegebieten überarbeitet und 
ergänzt. Die Bundesrepublik konnte in diesem Aus- 
schuß auf Grund intensiver Vorarbeiten auf natio- 
naler Ebene maßgebend mitwirken, zusätzliche Maß- 
nahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit in die- 
sem Seegebiet auszuarbeiten. Deutsche Änderungs- 


vorschläge fanden weitgehend Berücksichtigung. Im 
Oktober 1971 wurden die von dem Unterausschuß 
„Safety of Navigation" überarbeiteten Verkehrs- 
trennungsgebiete „Straße von Dover" und „Noord 
Rinder" sowie das neue System „West Rinder" von 
der VII. Vollversammlung der IMCO gebilligt und 
gelten als Empfehlungen ab 3. April 1972. Die deut- 
sche Seeschiffahrt wurde rechtzeitig in den Nach- 
richten für Seefahrer über die umfangreichen ver- 
j kehrsregelnden Änderungen in diesem Seegebiet 
^ unterrichtet. Das Deutsche Rydrographische Institut 
hat die entsprechenden Seekarten auf den neuesten 
I Stand gebracht und den Schiffsführungen Ende März 
1972 zur Verfügung gestellt. 

Die Bundesrepublik Deutschland stimmte ferner in 
der VII. Vollversammlung der IMCO einer Resolu- 
tion zu, die ebenfalls zur Erhöhung der Verkehrs- 
i Sicherheit in Verkehrstrennungssystemen beitragen 
I wird. Die Mitgliedstaaten werden darin aufgefor- 
dert, nationale Vorschriften zu erlassen, nach denen 
Schiffe unter ihrer Flagge, die die Einbahnwege in 
den Verkehrstrennungsgebieten falsch befahren, zur 
Rechenschaft gezogen werden können. Auf der 
Grundlage dieser Resolution wird der Bundesmini- 
j Ster für Verkehr eine entsprechende Verordnung 
I erlassen. 

I Im Rahmen der Revision der Seestraßenordnung, die 
auf einer besonderen Konferenz im Oktober 1972 er- 
I folgen soll, wurde von der Bundesrepublik Deutsch- 
j land die Aufnahme einer neuen Regel in den Ent- 
wurfstext der überarbeiteten Seestraßenordnung 
I stark unterstützt, die Vorschriften über das Ver- 
I halten von Schiffen in Verkehrstrennungssystemen 
I enthält. 
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